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Esslingen, 23.07.2012

Sehr geehrter Herr Kauder,

mit großer Besorgnis verfolge ich die aktuellen Entwicklungen beim geplanten Gesetz zum Beschäftigtendatenschutz. Nach meiner Kenntnis soll der vorliegende Entwurf bereits im September in den Bundestag eingebracht werden.

Ich als Arbeitnehmervertreterin lehne dieses Gesetz entschieden ab! Es stellt mit seinen Einzelbestimmungen keine Verbesserung des Datenschutzes für die Beschäftigten, sondern eine Verschlechterung dar. Insbesondere die Möglichkeit, durch Betriebsvereinbarungen oder die persönliche Einwilligung aller Beschäftigten den minimalen Schutzstandard des Gesetzes sogar noch zu unterschreiten, ist aus meiner Sicht inakzeptabel.

Bei [Unternehmen] wird dem Arbeitnehmerdatenschutz bereits heute erhebliche Bedeutung beigemessen. Hier sollen betriebliche Beispiele zu BVs und/oder Regelungen genannt werden.
Durch das Gesetz zum Beschäftigtendatenschutz könnten solche und ähnliche Vereinbarungen perspektivisch ausgehebelt werden. Sie geben den Arbeitgebern mit dem geplanten Gesetz eine Handhabe, den Datenschutz im Betrieb auszuhebeln und Standards zu unterlaufen, die sich längst bewährt haben.

Deshalb fordere ich, als Betriebsratsmitglied und für das Betriebsratsgremium der [Unternehmen], Sie eindringlich auf, den vorliegenden Gesetzentwurf weiteren Überprüfungen und Begutachtungen zu unterziehen. Der Arbeitnehmerdatenschutz ist eine zu wichtige Angelegenheit, um das Gesetz ohne Diskussion der vielfältigen Bedenken gegen die geplanten Regelungen vom Bundestag verabschieden zu lassen. 

Mit freundlichen Grüßen
